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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Strafrecht

Nach Auffassung des Nationalrats soll eine ausdrückliche Möglichkeit, Betreibungen mit
böswilliger oder rechtsmissbräuchlicher Absicht strafrechtlich zu sanktionieren, ins
Strafgesetzbuch aufgenommen werden. Die grosse Kammer nahm in der Herbstsession
2019 eine entsprechende Motion Addor (svp, VS) mit 111 zu 72 Stimmen bei 9
Enthaltungen an. Der Motionär erachtete die bundesgerichtliche Praxis, solche Fälle
gegebenenfalls unter den Tatbestand der Nötigung (Art. 181 StGB) zu subsumieren, als
nicht ausreichend, wohingegen der Bundesrat aus ebendiesem Grund den
gesetzgeberischen Handlungsbedarf verneint und die Motion zur Ablehnung beantragt
hatte. 1

MOTION
DATUM: 10.09.2019
KARIN FRICK

Privatrecht

Angesichts der Senkung des politischen Mündigkeitsalters auf 18 Jahre erachtet es das
Parlament für sinnvoll, auch das zivilrechtliche Mündigkeitsalter von 20 auf 18 Jahre
herabzusetzen. Der Ständerat überwies ohne Gegenstimme eine vom Nationalrat im
Vorjahr verabschiedete entsprechende Motion. Bereits im Juni gab der Bundesrat
einen Vorentwurf in die Vernehmlassung. Darin wies er auch auf gewisse Gefahren
dieser Neuerung hin. So werden für die 18 und 19jährigen namentlich der Schutz vor
Kreditgeschäften sowie arbeitsrechtliche Sonderbestimmungen für Arbeitnehmer, die
nicht Lehrlinge sind, dahinfallen. 2

MOTION
DATUM: 21.03.1991
HANS HIRTER

Im Zusammenhang mit der Revision des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und
Konkurs (SchKG)) beantragte der Bundesrat, die Motion Rutschmann (svp, ZH), welche
die SchKG-Revision angestossen hatte, abzuschreiben. Die beiden Parlamentskammern
folgten dem Antrag des Bundesrates und schrieben die Motion in der Sommer- bzw.
Herbstsession 2015 ab. 3

MOTION
DATUM: 25.09.2015
ELIA HEER

In einer Motion forderte Peter Schilliger (fdp, LU), dass das Verursacherprinzip bei den
Inkassokosten ausdrücklich im OR verankert wird. Die Inkassokosten sollen
vollumfänglich von jener Partei getragen werden, die diese Kosten verursacht; damit
sind nach Auffassung des Motionärs neben den Verzugszinsen als Entschädigung für
den entgangenen Kapitalzins auch die Kosten für die Realisierung der Forderung, also
die Aufwendungen des Inkassounternehmens, gemeint. Es könne nicht sein, dass die
Wirtschaft die Inkassokosten selber trage und durch die Preise auf die Konsumenten
überwälze. Der Bundesrat beantragte die Motion zur Ablehnung, weil damit ein
Automatismus eingebaut werde, der nicht berücksichtige, dass den Schuldner in
manchen Fällen kein Verschulden am Verzug treffe. Ausserdem arbeite der Bundesrat
in Erfüllung eines Postulats Comte (fdp, NE) zur Zeit an einer Untersuchung der
Praktiken von Inkassounternehmen, deren Ergebnissen nicht vorgegriffen werden solle.
Nichtsdestotrotz nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2016 mit 104 zu
78 Stimmen bei drei Enthaltungen an. 4

MOTION
DATUM: 27.09.2016
KARIN FRICK

Als die Motion Schilliger (fdp, LU), die das Verursacherprinzip bei den Inkassokosten im
OR ausdrücklich festschreiben wollte, in der Sommersession 2017 dem Ständerat als
Zweitrat zur Beratung vorlag, war der Bericht über die Rahmenbedingungen für die
Praktiken von Inkassounternehmen in Erfüllung eines Postulats Comte (fdp, NE) bereits
fertig gestellt worden. Die RK-SR zog diesen in ihren Vorberatungen zur vorliegenden
Motion als Auslegeordnung für das geltende Recht im Bereich der Verzugsschäden
heran. Es sei kein Bedarf für eine Gesetzesänderung auf Kosten der Vertragsfreiheit
ersichtlich, schon gar nicht mittels der vorgeschlagenen starren Regel, die dem
Einzelfall nicht gerecht werden könne, argumentierte die Kommission und beantragte
die Ablehnung der Motion. Der Rat lehnte zunächst einen Rückweisungs- und
Umformulierungsantrag Noser (fdp, ZH) deutlich ab, der mit dem Gedanken gestellt

MOTION
DATUM: 29.05.2017
KARIN FRICK
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worden war, die Kommission möge das Anliegen in Postulatsform noch einmal
einreichen. Einen solchen Prüfungsauftrag erachtete die Ratsmehrheit als nicht
zielführend, zumal das geltende Recht zu diesem Thema gerade im oben erwähnten
Bericht eingehend untersucht worden sei. Stillschweigend lehnte der Ständerat dann
auch die Motion ab. 5

Betreibungsämter sollen vor der Ausstellung eines Betreibungsregisterauszugs
zwingend eine Wohnsitzüberprüfung vornehmen müssen. Mit einer entsprechenden
Motion wollte Nationalrat Martin Candinas (cvp, GR) den Missbrauch von
Betreibungsregisterauszügen stoppen, den er mit der geltenden Rechtslage gegeben
sieht. Aktuell dürfen Betreibungsämter bei natürlichen Personen nämlich keine
Wohnsitzprüfung vornehmen; das heisst, sie können nicht feststellen, ob die Person im
betreffenden Betreibungskreis niedergelassen ist oder einmal war. Wenn eine Person
also in einem beliebigen Betreibungskreis eine Betreibungsauskunft nachfragt, erhält
sie relativ einfach einen leeren Betreibungsregisterauszug und kann damit Gläubiger
täuschen. Der Bundesrat anerkannte in seiner Stellungnahme das Problem, sah aber
keine einfache Lösungsmöglichkeit. Mit dem Vorschlag des Motionärs würde die Gefahr
einer irreführenden Auskunft nicht beseitigt, da natürliche Personen normalerweise an
ihrem zivilrechtlichen Wohnsitz, für dessen Bestimmung die Absicht dauernden
Verbleibens und nicht die Hinterlegung der Schriften massgeblich ist, betrieben werden
müssen. Wenn eine Person ihren Umzug den Behörden nicht meldet, kann sich der
zivilrechtliche Wohnsitz vom Ort, an dem die Person bei der Einwohnerkontrolle
angemeldet ist, unterscheiden. Eine saubere Lösung könne daher nur mit der
Einführung eines schweizweiten Betreibungsregisterauszugs erzielt werden, wozu die
Verwaltung zurzeit in Erfüllung eines Postulats Candinas (Po. 12.3957) einen Bericht
erstelle. Entgegen dem Antrag des Bundesrates nahm der Nationalrat die Motion in der
Herbstsession 2017 mit 110 zu 76 Stimmen bei einer Enthaltung an. Auch wenn mit dem
Vorstoss das Problem des „Schuldnertourismus“ nicht vollständig behoben werden
könne, sei es wichtig, den Druck aufrechtzuerhalten und zu verhindern, dass der
erwähnte Bericht zum Papiertiger verkomme, so die offenbar überzeugende
Argumentation des Motionärs im Rat. 6

MOTION
DATUM: 26.09.2017
KARIN FRICK

Stillschweigend nahm der Ständerat im Herbst 2018 eine Motion Hêche (sp, JU) an, die
Personen ohne konkrete Aussicht auf eine Schuldentilgung eine schnelle
wirtschaftliche Wiedereingliederung ermöglichen sollte. Viele überschuldete Personen
ohne Aussicht auf eine Entschuldung würden heute das ganze Leben lang bis auf das
betreibungsrechtliche Existenzminimum gepfändet, wie es der Bericht des Bundesrates
«Sanierungsverfahren für Privatpersonen» aufzeige. Solche Personen würden vom
wirtschaftlichen Leben ausgeschlossen und hätten keine Aussicht auf ein
schuldenfreies Leben mehr. Damit sei Überschuldung sowohl ein Armutsfaktor als auch
ein Kostenfaktor für die öffentliche Hand. Die Schweiz brauche ein
Sanierungsverfahren, um überschuldeten Privatpersonen eine Chance auf eine
schuldenfreie Zukunft zu bieten. Der Bericht des Bundesrates zeige weiter, dass es
solche Verfahren bereits in vielen OECD-Ländern gebe, wo sie die Zahlungsmoral nicht
beeinträchtigten, sondern die wirtschaftliche Tätigkeit förderten, so die Begründung
des Motionärs. Auch der Bundesrat hatte die Annahme der Motion beantragt, hatte er
in seinem Bericht doch ebenfalls gesetzgeberischen Handlungsbedarf erkannt. 7

MOTION
DATUM: 11.09.2018
KARIN FRICK

Diskussionslos nahm der Nationalrat in der Herbstsession 2018 eine Motion Flach (glp,
AG) für ein Sanierungsverfahren für Privatpersonen an. Der Bundesrat soll dazu
verschiedene Varianten prüfen und anschliessend einen Gesetzesentwurf vorlegen. In
seinem Bericht vom März 2018 in Erfüllung eines Postulats Hêche (sp, JU) war der
Bundesrat zum Schluss gekommen, dass diesbezüglich Handlungsbedarf bestehe. Ein
Entschuldungsverfahren für Privatpersonen könne den Schuldnern eine Perspektive
eröffnen und Fehlanreize beseitigen, wovon auch die Gläubiger und die Gesellschaft als
Ganzes profitierten, zitierte der Motionär den Bericht in der Begründung seines
Vorstosses. Der Bundesrat hatte sich bereits im Bericht dazu bereit erklärt, auf
Aufforderung des Parlaments hier tätig zu werden, weshalb er auch die Motion zur
Annahme beantragt hatte. 8

MOTION
DATUM: 28.09.2018
KARIN FRICK
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In der Frühjahrssession 2019 folgte der Nationalrat diskussionlos dem einstimmigen
Antrag seiner Rechtskommission, die Motion Hêche (sp, JU) zur wirtschaftlichen
Wiedereingliederung von Personen ohne konkrete Aussicht auf eine Schuldentilgung
anzunehmen. Verschuldete Privatpersonen hätten eine zweite Chance verdient,
weshalb es auch in der Schweiz ein Sanierungsverfahren für Privatpersonen geben
sollte, so die Begründung im entsprechenden Kommissionsbericht. 9

MOTION
DATUM: 04.03.2019
KARIN FRICK

Der Bericht in Erfüllung des Postulats «Dem Schuldnertourismus einen Riegel
schieben» (Po. 12.3957) habe aufgezeigt, dass es für eine schweizweite
Betreibungsauskunft keine einfache Lösung gebe, weshalb ein schrittweises Vorgehen
gegen den Missbrauch von Betreibungsregisterauszügen angezeigt sei. So begründete
die RK-SR ihre einstimmige Unterstützung der Motion Candinas (cvp, GR), mit welcher
der Bündner CVP-Nationalrat forderte, dass Betreibungsämter vor der Ausstellung
eines Betreibungsregisterauszuges zwingend eine Wohnsitzüberprüfung vornehmen
müssen. Auch wenn das Problem des «Schuldnertourismus», d.h. des Aufbesserns der
persönlichen Zahlungsbilanz durch einen Wohnsitzwechsel, damit nicht aus der Welt
geschafft werde, sei die Motion ein Schritt in die richtige Richtung, appellierte
Kommissionssprecher Beat Rieder (cvp, VS) an das Ständeratsplenum. Auch
Justizministerin Karin Keller-Sutter plädierte für die Annahme der Motion. Im
Nationalrat, der die Motion im Herbst 2017 gleichwohl gutgeheissen hatte, hatte der
Bundesrat den Vorstoss noch abgelehnt, im Lichte der Erkenntnisse aus dem
erwähnten Postulatsbericht seine Meinung dann aber geändert. Der Ständerat nahm die
Motion im Sommer 2019 stillschweigend an. 10

MOTION
DATUM: 19.06.2019
KARIN FRICK

Wie zuvor schon der Nationalrat nahm auch der Ständerat die Motion Flach (glp, AG)
zum Sanierungsverfahren für Privatpersonen diskussionslos an. Sowohl die RK-SR als
auch der Bundesrat hatten die Annahme der Motion beantragt. 11

MOTION
DATUM: 19.06.2019
CATALINA SCHMID

Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Gesellschaftsrecht

Die im Vorjahr vom Nationalrat gutgeheissene Motion Dettling (fdp, SZ) für eine
Besserstellung der geschäftsführenden Gesellschafter einer GmbH im
Schuldbetreibungs- und Konkursrecht fand auch im Ständerat Zustimmung. 12

MOTION
DATUM: 06.06.2000
HANS HIRTER

Im Jahre 2009 hatte der Nationalrat einer Motion Bischof (cvp, SO) zugestimmt, welche
in Anlehnung an das in den Vereinigten Staaten vorhandene Chapter 11 die Schaffung
eines Sanierungsrechts im SchKG zeitlich vorziehen wollte. In der Sommersession
lehnte der Ständerat diesen Vorstoss ab. Begründet wurde dieser negative Entscheid
mit dem Umstand, dass der Bundesrat eine entsprechende Revision in der Zwischenzeit
in die Wege geleitet hatte. 13

MOTION
DATUM: 13.05.2011
LAURENT BERNHARD

Nachdem im Vorjahr der Nationalrat eine Motion Rutschmann (svp, ZH) guthiess,
stimmte ihr 2011 auch der Ständerat zu. Somit wurde der Bundesrat beauftragt, eine
Änderung von Artikel 27 des Bundesgesetzes über Schuldbetreibung und Konkurs
(SchKG) zu unterbreiten, die den freien Zugang zum Markt gesamtschweizerisch für
gewerbsmässige Gläubigervertretungen gewährleistete. Im Speziellen beabsichtigte die
Motion, elektronische Eingaben im SchKG-Verfahren auf gesamtschweizerischer Ebene
zu ermöglichen. 14

MOTION
DATUM: 30.05.2011
LAURENT BERNHARD
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Der Nationalrat überwies oppositionslos eine Motion Hess (fdp, OW), welche
Missbräuche des Konkursverfahrens verhindern wollte. Mit einer Anpassung des
Schuldbetreibungs- und Konkursgesetzes sollte der Bundesrat sicherstellen, dass
Personen den Konkurs einer Gesellschaft nicht mehr dazu verwenden konnten, um sich
ihrer Verpflichtungen (z.B. Lohnzahlungen oder Schulden) zu entledigen. 15

MOTION
DATUM: 28.02.2012
LAURENT BERNHARD

Jacques Bourgeois (plr, FR) a pointé du doigt l’utilisation abusive de la procédure de
faillite comme «business-modèle» lucratif. Pour être précis, le parlementaire
fribourgeois explique que de plus en plus de personnes morales déploient
stratégiquement un modèle entrepreneurial qui vise sciemment la mise en faillite
comme finalité afin de ne pas rembourser des créanciers, et d’éviter de payer des
assurances sociales et des impôts. Une telle tactique entrepreneuriale engendre de la
concurrence déloyale et prétérite l’économie helvétique. Ainsi, en écho à la motion
11.3925, adoptée en février 2012, il propose le refus de réinscription au registre du
commerce pour une durée limitée en cas de condamnation en responsabilité civile
personnelle. 
Le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Il a souligné que des travaux, dans le
cadre de la consultation sur la motion 11.3925, étaient déjà en cours. Lors du vote, la
chambre du peuple a adopté la motion par 183 voix contre 0 et 5 abstentions. 16

MOTION
DATUM: 20.09.2018
GUILLAUME ZUMOFEN

La motion de Jean-Christophe Schwaab (ps, VD), reprise par Mathias Reynard (ps, VS),
pointe du doigt la méthode des faillites abusives en chaîne. En effet, elle explique que
certaines personnes mettent successivement en faillite leurs entreprises, puis en
recréent des nouvelles immédiatement. Cette méthode permettrait à ces personnes de
ne pas honorer des factures, et créerait une concurrence déloyale pour les entreprises
«honnêtes». De plus, elle précise que non seulement les salariés, fournisseurs et
créanciers se retrouvent en difficulté, mais aussi que c'est à l’assurance insolvabilité
d’effacer l’ardoise. La motion propose d’interdire l’inscription au registre du
commerce d'une personne qui a détenu plus d’une société mise en faillite au cours de
l’année écoulée. 
De son côté, le Conseil fédéral a proposé de rejeter la motion. Il a indiqué qu’un
message était en cours d’élaboration. En effet, une procédure de consultation a été
entamée en 2015 à la suite de la publication du rapport sur le postulat 11.3925.
Néanmoins, le parlementaire Reynard a souligné, lors du débat en chambre, que la
procédure était trop lente, et que rien n’avait encore été fait. La chambre du peuple a
adopté la motion par 140 voix contre 47 et 5 abstentions. Alors que les voix PDC et PLR
étaient partagées, une forte majorité des voix UDC (62) a fait pencher la balance en
faveur de la motion. 17

MOTION
DATUM: 10.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Le parlementaire socialiste Corrado Pardini (ps, BE) a déposé une motion pour
empêcher le commerce avec des entreprises surendettées afin d'éviter des faillites en
chaîne. Dans les détails, il considère que les faillites en chaîne, souvent liées à des
activités économiquement frauduleuses, prétéritent la concurrence, l'économie
helvétique et les salarié.e.s. Il demande donc au Conseil fédéral de proposer un projet
de loi pour mettre un terme aux faillites en chaîne. 
Le Conseil fédéral a recommandé de rejeter la motion. Il a indiqué qu'un avant-projet
et un rapport explicatif, établi après l'adoption de la motion 11.3925, avaient été soumis
à une procédure de consultation et qu'un message était en cours d'élaboration. A partir
de là, l'adoption de la motion court-circuiterait le processus entamé. 
Malgré l'opinion du Conseil fédéral, la motion a été adoptée au Conseil national par 126
voix contre 61 et 5 abstentions. La motion a su convaincre au-delà du camp rose-vert.
Elle a récolté 61 voix de l'UDC (5 voix contre), 1 voix du groupe démocrate-chrétien (22
voix contre), 7 voix du PBD et 4 voix du PLR (26 voix contre). En outre, une autre motion
17.3760 s'attaque aux faillites en chaîne. Elle a également été adoptée par la chambre
du peuple. 18

MOTION
DATUM: 10.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN
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Etant donné les conséquences néfastes des faillites en chaîne sur l'économie, la
concurrence, les fournisseurs et les employé.e.s, Olivier Feller (plr, VD) souhaite
modifier l'art.754 du Code des obligations (CO) afin de permettre aux créanciers
ordinaires d'intenter une action directe en responsabilité civile contre les dirigeants
d'une société qui leur causent un dommage. Une telle modification améliorerait
notamment la protection des travailleurs et travailleuses, des bailleurs, des sous-
traitants et des caisses de pension. 
Le Conseil fédéral a indiqué qu'une proposition visant à modifier l'art.754 du Code des
obligations avait été analysée dans le cadre de la consultation sur l'avant-projet et le
rapport explicatif, établis à la suite de l'adoption de la motion 11.3925. Ainsi, une
adoption de la motion serait inadéquate alors qu'un message est en cours
d'élaboration. 
Au final, le Conseil national a adopté la motion par 119 voix contre 67 et 5 abstentions.
Malgré les réticences de son propre parti (9 voix pour et 20 voix contre au sein du PLR),
la motion Feller a convaincu 51 parlementaires UDC (12 contre), 41 parlementaires
socialistes, 6 parlementaires PBD (1 contre) et 12 parlementaires Verts. En parallèle, la
motion 17.3758, également sur les faillites en chaîne, a aussi été adoptée par la chambre
du peuple. 19

MOTION
DATUM: 10.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Afin de réduire les coûts liés à la conservation des actes de défaut de bien sous format
papier, Doris Fiala (plr, ZH) propose une modification de la loi fédérale sur la poursuite
pour dettes et la faillite (LP) afin d’octroyer la validité comme reconnaissance de dette
d’un acte de défaut de bien numérisé. 
Le Conseil fédéral a proposé d’adopter la motion. Elle a été acceptée sans discussion
par le Conseil national. 20

MOTION
DATUM: 27.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Alors que le commerce en ligne prend de plus en plus d’ampleur, Marcel Dobler (plr, SG)
demande au Conseil fédéral de réviser l’article 82, al.1 de la loi fédérale sur la poursuite
pour dettes et faillites (LP). En effet, la mainlevée provisoire, qui correspond à un
jugement basé sur les pièces rendues dans le cadre d’une procédure en poursuite pour
dette ou faillite, n’est convoquée qu’en cas d’existence d’une signature manuscrite ou
électronique. Or, le commerce en ligne ne requière que rarement l’existence d’une
trace signée. Par conséquent, selon la loi en vigueur, il devient compliqué de faire valoir
certains droits du fournisseur pour des créances pourtant avérées. 
Le Conseil fédéral s’est montré favorable à l’acceptation de la motion. Il estime que la
législation actuelle est confuse, et qu’une modernisation est nécessaire étant donné
l’essor du commerce en ligne. Le débat a été reporté car la motion est combattue par
Laurence Fehlmann Rielle (ps, GE). 21

MOTION
DATUM: 27.09.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Landwirtschaft

Lebensmittel

La conseillère nationale Martina Munz (ps, SH) se lance dans le combat contre le
gaspillage alimentaire. De nombreux textes ont déjà été déposés à ce sujet; textes qui
ont systématiquement été refusés par les chambres, à l'exception du postulat 18.3829
demandant un plan d'action sur la question. Pourtant, cette fois-ci la motion de la
députée socialiste trouve à la fois les faveurs du Conseil fédéral ainsi que de la chambre
du peuple. Le texte demande que l'article 7, alinéa 4 de la loi sur les denrées
alimentaires soit complété comme suit: «Le Conseil fédéral peut arrêter des
dispositions particulières autorisant la remise de denrées alimentaires à des
organisations certifiées ou à des personnes, afin de lutter contre le gaspillage
alimentaire. La préservation de la santé humaine doit être garantie en tout temps.»
Cette adjonction permettrait de faire en sorte que les invendus des supermarchés
encore comestibles ne terminent pas aux ordures mais soient donnés à des
organisations luttant contre la précarité. Des mesures similaires ont déjà été prises par
plusieurs pays européens (France, Italie, République Tchèque). Il en revient maintenant
à la chambre des cantons de statuer du sort de cette motion. 22

MOTION
DATUM: 21.06.2019
KAREL ZIEHLI
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Infrastruktur und Lebensraum

Umweltschutz

Abfälle

Im Frühling 2020 beugte sich der Ständerat über die Motion Munz (sp, SH). Die
Rednerinnen und Redner waren sich einig, dass der Lebensmittelverschwendung
dringend Einhalt geboten werden müsse. Die Mehrheit im Stöckli erachtete dazu den
mit der Motion vorgeschlagenen Weg als richtig. Sie sah in der geplanten Erweiterung
der Lebensmittelabgaben nicht nur einen positiven Effekt für die Umwelt, sondern auch
eine Massnahme zur Armutsreduktion. Für die Minderheit der SGK-SR argumentierte
Hannes Germann (svp, SH), dass die Umsetzung der Motion für das Gastgewerbe
schwierig sein werde. Zudem wäre gemäss Germann auch die Verpflichtung des
Detailhandels, seine Angestellten nach Ladenschluss für die Verteilung der
abzugebenden Lebensmittel zu bezahlen, sehr problematisch. Dennoch stimmte der
Ständerat der Motion letztlich mit 33 zu 12 Stimmen deutlich zu. 23

MOTION
DATUM: 01.01.2020
BERNADETTE FLÜCKIGER

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Sozialhilfe

Fachleute und Politiker wiesen immer wieder auf den engen Zusammenhang zwischen
Armut und Wohnungsnot hin. Diese Einsicht fand auch im Parlament ihren
Niederschlag, wo eine parlamentarische Initiative der Kommission des Ständerates und
drei Motionen (Mo. 90.259, Mo. 90.778 und Mo. 90.839) eingereicht wurden, die den
Bundesrat beauftragen, in diesem Bereich konkrete Massnahmen zur Verhinderung von
Härtefällen zu ergreifen. Die Motion Zimmerli (svp, BE; Mo, 90.679) im Ständerat wurde
später wieder zurückgezogen. 24

MOTION
DATUM: 11.03.1990
MARIANNE BENTELI

Bei der Beratung der Legislaturplanung 1991-1995 überwies der Nationalrat eine
Kommissionsmotion, welche den Bundesrat beauftragen wollte, einen umfassenden
Bericht zur Sicherung des finanziellen Existenzminimums zu erstellen und allenfalls
Massnahmen vorzuschlagen, auf Antrag des Bundesrates lediglich als Postulat. 25

MOTION
DATUM: 17.06.1992
MARIANNE BENTELI

Eine Motion von Nationalrat Zisyadis (pda, VD) verlangte vom Bundesrat, in seine
Botschaften ans Parlament einen Abschnitt mit dem Titel «Positive Auswirkungen für
die Bedürftigen» aufzunehmen. Die Landesregierung verwies darauf, dass es bereits
heute üblich sei, bei der Präsentation einer neuen Vorlage nicht nur die Konsequenzen
für die Finanzen von Bund und Kantonen, sondern auch für andere Parameter
(Gesellschaft, Umwelt etc.) einzubeziehen. Sie beantragte deshalb, die Motion in ein
Postulat umzuwandeln und abzuschreiben. Zisyadis bestand auf Überweisung als
Motion, worauf der Vorstoss recht deutlich abgelehnt wurde. 26

MOTION
DATUM: 05.10.1995
MARIANNE BENTELI

Mit zwei Motionen wollten die Nationalräte Epiney (cvp, VS) und Jutzet (sp, FR) (Mo.
98.3633) erreichen, dass bei Betreibungen insbesondere von Familien mit Kindern ein
Existenzminimum garantiert wird, welches ungefähr jenem der neuen SKOS-Richtlinien
entspricht. Der Bundesrat verwies darauf, dass mit der Revision des Bundesgesetzes
über Schuldbetreibung und Konkurs (SchKG), welche 1997 in Kraft trat, alle
Fürsorgeleistungen absolut unpfändbar sind. Zudem sei bereits mit dem eigentlichen
SchGK den Vollstreckungsbehörden ein grosser Ermessensspielraum eingeräumt
worden. Aus diesen Gründen erachte die Landesregierung es als nicht dringend,
zentrale Fragen der Lohnpfändung erneut zu regeln, doch zeigte sie sich bereit, das
Anliegen zu prüfen, weshalb sie in beiden Fällen Umwandlung in ein Postulat beantrage.
Beide Vorstösse wurden jedoch von Stamm (fdp, AG), jener von Jutzet zudem von
Bortoluzzi (svp, ZH) bekämpft und somit vorderhand der Diskussion entzogen. 27

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI
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Die SGK des Nationalrates, welche sich in den letzten Jahren intensiv mit der
Armutsproblematik befasst hatte, forderte den Bundesrat in einer vom Plenum im
Einverständnis mit dem Bundesrat überwiesenen Motion auf, eine nationale Konferenz
zur beruflichen und sozialen Integration durchzuführen. In diesem Rahmen soll ein
Wissens- und Erfahrungsaustausch zwischen den einzelnen Akteurinnen und Akteuren
(Bund, Kantone, Gemeinden, Städte, interkantonale Sozialdirektorenkonferenz,
Städteinitiative, Wirtschaft und Nichtregierungsorganisationen) in der
Armutsbekämpfung stattfinden. Ziel dieser Konferenz ist die Entwicklung konkreter und
koordinierter Massnahmen für einen nationalen Aktionsplan zur Bekämpfung der Armut.
Der Bundesrat stellte in Aussicht, 2007 eine derartige Konferenz zu organisieren,
welche das Thema breit angehen und sich nicht nur auf die berufliche und soziale
Integration beschränken will. Der Ständerat überwies die Motion ebenfalls. 28

MOTION
DATUM: 13.12.2006
MARIANNE BENTELI

Gegen den Willen des Bundesrates, der auf bereits laufende diesbezügliche Arbeiten
verwies, nahm der Nationalrat eine Motion seiner SGK an, welche die Regierung mit der
regelmässigen Durchführung einer detaillierten Erhebung zur Armut in der Schweiz
beauftragen wollte. Der Ständerat schloss sich der Auffassung des Bundesrates an und
verwarf die Motion. 29

MOTION
DATUM: 13.12.2006
MARIANNE BENTELI

Im Sommer 2019 reichte die WBK-SR einen Vorstoss zur Armutssituation in der Schweiz
ein. In der Motion beauftragte die Kommission den Bundesrat, ein auf bestehenden
nationalen und kantonalen Daten ausgerichtetes Monitoring zur Prävention und
Bekämpfung der Armut in der Schweiz aufzubauen. Der Bundesrat solle sodann alle fünf
Jahre in einem Bericht zuhanden des Parlaments eine Analyse der Situationen in den
Kantonen vornehmen, die bestehenden Massnahmen zur Armutsprävention
untersuchen, mittels Langzeitstudien über die Entwicklungen im Bereich der
Armutsgefährdung und der sozialen Durchlässigkeit informieren und
steuerungsrelevante Erkenntnisse für die beteiligten Akteure im Bereich der
Armutsprävention und deren Bekämpfung liefern.
Der Bundesrat beantragte die Ablehnung der Motion. Er wies darauf hin, dass der Bund
zwischen 2014 und 2018 gemeinsam mit den Kantonen, Städten und Gemeinden sowie
privaten Organisationen das Nationale Programm zur Prävention und Bekämpfung von
Armut umgesetzt hatte. Im Rahmen dieses Programms war unter anderem ein Konzept
für ein gesamtschweizerisches Armutsmonitoring entwickelt worden. Der Bundesrat
hatte 2018 Kenntnis von den Ergebnissen des Programms genommen und einen
entsprechenden Bericht publiziert. Gestützt auf die Ergebnisse hatte er entschieden,
sein Engagement zur Prävention und Bekämpfung von Armut im Rahmen der Nationalen
Plattform gegen Armut bis 2024 fortzuführen, von einer Umsetzung des entwickelten
Armutsmonitorings hatte er jedoch bereits damals abgesehen. Des Weiteren liefere und
berechne bereits das BFS gesamtschweizerische Indikatoren zur Armut und
veröffentliche entsprechende Berichte, erläuterte der Bundesrat in seiner
Stellungnahme.
Der Ständerat behandelte die Motion zusammen mit einem Postulat der WKB-SR (Po.
19.3954) zur selben Thematik. Ruedi Noser (fdp, ZH) argumentierte für die Kommission,
dass durch das geforderte Monitoring unter anderem ersichtlich würde, wie sich die
Situation bei den Einkommen der Armen und der Armutsgefährdeten entwickle, welche
Massnahmen Wirkung zeigten und wie es um die soziale Durchlässigkeit stehe. Anne
Seydoux-Christe (cvp, JU) sprach auch für Caritas Jura, deren Präsidentin sie ist, als sie
festhielt, dass eine systematische Erhebung und Analyse durch den Bund eine
wesentliche Voraussetzung für eine wirksame Armutsbekämpfung sei. Paul Rechsteiner
(sp, SG) wiederum führte aus, dass es für ihn unverständlich sei, weshalb der Bundesrat
die Motion ablehne. Hunderttausende von Personen seien von Armut betroffen, und es
sei auch am Bund, diesbezügliche Statistiken zu führen und Massnahmen aufzubauen.
In seinem Votum versuchte Innenminister Berset, den Ständerat davon zu überzeugen,
dass der Bundesrat in diesem Bereich schon genügend tue. Als das Nationale Programm
zur Prävention und Bekämpfung von Armut ausgelaufen sei, habe der Bundesrat
entschieden, diese Arbeiten zu beenden, den Schwerpunkt der Arbeiten den dafür
zuständigen Kantonen zu übergeben und einige Aktivitäten im Rahmen der Nationalen
Plattform gegen Armut weiterzuführen. Das Ziel habe ferner darin bestanden, die
relevanten Akteure zu unterstützen, einen Austausch auf der nationalen Ebene zu
ermöglichen und Leitfäden für die Praxis zur Verfügung zu stellen. Für die Mehrheit des
Ständerats war es trotz der Ausführungen von Bundesrat Berset klar, dass der Bund eine
stärkere Rolle einzunehmen hat; entsprechend nahm die kleine Kammer die Motion im
Herbst 2019 mit 24 zu 8 bei einer Enthaltung deutlich an. 30

MOTION
DATUM: 19.09.2019
BERNADETTE FLÜCKIGER
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Sozialversicherungen

Sozialversicherungen

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Zapfl (cvp, ZH) den Bundesrat beauftragen,
umgehend die notwendigen Massnahmen zu reffen, damit die Datenbasis für die
anstehenden politischen Entscheide und Revisionsvorhaben grundlegend verbessert
wird. Insbesondere seien statistische Informationen bereit zu stellen, welche die
Beurteilung der Auswirkungen von Revisionsarbeiten im Bereich der sozialen Sicherheit
auf die Einkommenslage der Haushalte ermöglichen, die verschiedenen Zweige der
sozialen Sicherheit in ihrer Wechselwirkung darstellen sowie die Einschätzung der
Situation der Schweiz im internationalen Vergleich erlauben. Der Bundesrat anerkannte,
dass vor allem in den Bereichen Sozialhilfe, Armut, Bedarfslage von
Teilzeitbeschäftigten, Unterstützung für Familien und Alterssicherung ausserhalb der
AHV noch Wissenslücken bestehen. Er verwies aber auf bereits laufende Arbeiten im
Bundesamt für Statistik sowie auf die fehlenden Mittel, um die Sozialstatistik so weiter
zu entwickeln, wie es tatsächlich wünschbar wäre. Auf seinen Antrag wurde die Motion
lediglich als Postulat überwiesen. 31

MOTION
DATUM: 19.03.1999
MARIANNE BENTELI

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Mit einer Motion wollte Nationalrätin Baumann (sp, BE) erreichen, dass alleinstehenden
Rentnerinnen und Rentnern ein Zuschlag von 20% zu ihrer Rente gewährt wird, wobei
Rente und Zuschlag den Höchstbetrag der Altersrente nicht übersteigen dürften.
Baumann betrachtete ihren Vorstoss als Beitrag zur Armutsbekämpfung, welche vor
allem einkommensschwächere Frauen und Männer ohne Partnereinkommen bedroht.
Der Bundesrat verwies auf Verbesserungen bei der Rentenformel im Rahmen der 10.
AHV-Revision und beantragte Umwandlung in ein Postulat. Der Vorstoss wurde aber von
Egerszegi (fdp, AG) generell bekämpft und damit der Diskussion vorderhand entzogen. 32

MOTION
DATUM: 20.03.1998
MARIANNE BENTELI

Ergänzungsleistungen (EL)

Die grosse Kammer behandelte drei parlamentarische Vorstösse, welche zum Ziel
hatten, den Kreis der Anspruchsberechtigten auszudehnen. Mit einer Motion wollte
Nationalrat Leuenberger (sp, SO) eine Aufhebung der Sperrfrist von 15 Jahren für den
Bezug von Ergänzungsleistungen für niedergelassene Ausländer erreichen. Der
Bundesrat äusserte Bedenken, dies könnte zu einem Altersrentner-Tourismus führen
und wies darauf hin, dass auch die vorberatende Kommission des Ständerates bei der
Behandlung der 10. AHV-Revision eine Reduktion von 15 auf 10 Jahre abgelehnt hatte.
Ebenfalls mit einer Motion verlangte der Aargauer CVP-Abgeordnete Bircher die
Ausarbeitung eines Ergänzungsleistungssystems für Familien und Alleinerziehende in
wirtschaftlichen Notlagen (Mo. 91.3111). Der Bundesrat sagte zu, bei der Behandlung der
Armutsfrage auch diesen Aspekt miteinzubeziehen, und war bereit, die Motion als
Postulat entgegenzunehmen, ebenso wie ein ähnlichlautendes Postulat Hildbrand (cvp,
VS) (Po. 91.3085). Da sowohl die Motion Leuenberger als auch die Vorstösse Bircher und
Hildbrand bekämpft wurden, verschob der Nationalrat die Diskussion auf später. Die
Motion Leuenberger wurde von Cincera (fdp, ZH) und Ruf (sd, BE) bekämpft, die beiden
CVP-Vorstösse von Allenspach (fdp, ZH). 33

MOTION
DATUM: 21.06.1991
MARIANNE BENTELI

Soziale Gruppen

Soziale Gruppen

La députée Feri (ps, AG) a proposé au Conseil national la création d'un observatoire
national de la pauvreté. Cet organe, institué par le Conseil fédéral, mettrait à la
disposition de le Confédération, des cantons et des communes des données ciblées et
scientifiques sur la pauvreté en Suisse. Cette mesure a pour but de renforcer les outils
de lutte contre la pauvreté. Le Conseil fédéral a proposé de refuser l'objet, estimant
qu'il est prématuré de mettre en œuvre un tel programme avant la parution du rapport
final sur le programme national de prévention contre la pauvreté, lancé en 2013. Le
Conseil national a suivi cet avis en rejetant la motion à l'unanimité. 34

MOTION
DATUM: 29.09.2017
SOPHIE GUIGNARD
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